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auf, daß der Mieter die Einrichtungsgegenstände wie
der entfernt und so den ursprünglichen Zustand wie
derherstellt.
Nun sind allerdings auch Fälle denkbar, in denen eine 
solche Forderung wirtschaftlich nicht vertretbar wäre. 
Dann hat der Mieter gemäß § 113 Abs. 1 ZGB einen An
spruch auf eine angemessene Entschädigung nach § 112 
ZGB. Hier kann es jedoch Schwierigkeiten bei der Be
messung der Entschädigung geben.
Da das Anbringen derartiger Einrichtungsgegenstände 
in der Regel nicht zu einer Erhöhung des Mietpreises 
führen wird, erlangt der Vermieter selbst dann keine 
wirtschaftlichen Vorteile, wenn sich der Wert der Woh
nung um den Wert der Einrichtungsgegenstände er
höht hat. Deshalb hat auch hier der Mieter das Kosten
risiko zu tragen, wenn er die von ihm angebrachten

Einrichtungsgegenstände nicht entfernen und den alten 
Zustand nicht wiederherstellen will oder kann.
Um das Kostenrisiko des ausziehenden Mieters mög
lichst gering zu halten, empfiehlt daher §113 Abs. 3 
ZGB eine Vereinbarung zwischen dem Mieter und sei
nem Nachfolger dahingehend, daß der Nachfolger die 
Einrichtungsgegenstände übernimmt. In dieser Verein
barung sollten auch alle finanziellen Fragen geregelt 
werden, die sich aus der Übernahme ergeben.
Eine solche Vereinbarung zwischen dem ausziehenden 
Mieter und seinem Nachfolger ist im übrigen auch über 
bauliche Veränderungen möglich.
Damit der Vermieter Klarheit über die Rechtsverhält
nisse in den einzelnen Wohnungen hat, ist er vom Mie
ter und dessen Nachfolger über abgeschlossene Ver
einbarungen zu informieren.

:

Neue Rechtsvorschriften

Überblick über die Gesetzgebung im I. Quartal 1976
Der nachstehende Beitrag erstreckt sich auf die im 
Gesetzblatt der DDR Teil l Nr. 1 bis 10 sowie im Teil 11 
Nr. 1 bis 4 veröffentlichten RechtsvorschriftenV*/
Für den Ausbau der sozialistischen Rechtsordnung in 
der DDR entsprechend den Erfordernissen der weiteren 
Gestaltung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft 
haben vor allem die von der Volkskammer auf ihrer 
17. Tagung am 5. Februar 1976 beschlossenen Gesetze, 
die in unmittelbarer Beziehung zum neuen Zivilgesetz
buch stehen, große Bedeutung: das Gesetz über inter
nationale Wirtschaftsverträge/!), das Seehandelsschiff
fahrtsgesetz und das Notariatsgesetz/2/.
Das Seehandelsschiffahrtsgesetz der DDR — SHSG — 
vom 5. Februar 1976 (GBl. I S. 109) dient dazu, eine wirk
same staatliche Leitung der ökonomischen Beziehungen 
des Seetransports zu gewährleisten und die kommer
ziellen Interessen der DDR in dem von monopolkapita
listischen Unternehmen beherrschten Seehandel zu si
chern. Mit dem SHSG wurde das 4. Buch des Handels
gesetzbuchs außer Kraft gesetzt und zugleich das bisher 
geltende Recht auf dem Gebiet des Seehandels durch
gängig bereinigt. Außerdem wurden im SHSG Anfor
derungen verwirklicht, die sich aus internationaler^ see
rechtlichen Konventionen ergeben. Allgemeine Rechts
grundlage für die speziellen Bestimmungen des SHSG 
ist das Gesetz über internationale Wirtschaftsverträge. 
Den weitgehend als dispositives Recht gestalteten Haupt
teil des SHSG bilden die Bestimmungen über die Verträge 
über Transportleistungen und die damit verbundenen 
Fragen der Vorbereitung und Durchführung der Reise 
sowie die Probleme der materiellen Verantwortlichkeit 
(§§4 bis 84). Bei den Vorschriften über den Personen
beförderungsvertrag (§§ 90 bis 100) ist hervorzuheben, 
daß bei der Beförderung unserer Bürger auf Schiffen der 
DDR über die durch internationale Konventionen ge
setzten Grenzen hinaus die volle materielle Sicherstei-

* Die Erläuterung einiger hier nicht erwähnter Rechtsvor
schriften aus diesem Quartal bleibt speziellen Beiträgen Vor
behalten, so z. B. die vO über die Gesamtvollstreckung vom 
10. Dezember 1975 (GBl. 1976 I S. 5) und die VO über das schieds
gerichtliche Verfahren vom 18. Dezember 1975 (GBl. 1976 1 S. 8). 
Zur VO über die Vollstreckung in Grundstücke und Gebäude 
vom 18. Dezember 1975 (GBl. 1976 I S. 1) vgl. F. Wallis in NJ 
1976 S. 168 ff.
1 Vgl. H. Rudolph D. Zahn, „Neue rechtliche Regelung für 

Internationale Wirtschaftsverträge“. NJ 1976 S. 189 ff.
'2 Vgl. H.-J. Heusinger, „Neue Anforderungen an die Staat
lichen Notariate" (Aus der Rede zur Begründung des Gesetzes 
über das Staatliche Notariat), NJ 1976 S. 127 f.; J. Knödel' 
R. Krone. ..Grundsatzbestimmungen und Verfahrensregelun
gen für das Staatliche Notariat“, NJ 1976 S. 165 ff.

lung der Bürger gemäß den Grundsätzen des ZGB ge
währleistet ist. Besondere Bedeutung hat ferner die Re
gelung der Vertretungsbefugnis des Kapitäns für den 
Reeder und den Ladungsberechtigten (§§ 117, 118). Da
nach kann der Kapitän im Ausland die für den Schutz 
der Interessen der DDR notwendigen Rechtshandlungen 
vornehmen.
Das SHSG berührt auch unmittelbar die Tätigkeit der 
Justizorgane: Bei den Bestimmungen über die außer
vertragliche materielle Verantwortlichkeit des Reeders 
ist vorgesehen, daß der Reeder einen gesonderten Haf
tungsfonds errichten kann, wenn gegen ihn Ansprüche 
aus Personen- und Sachschäden geltend gemacht wer
den, die den gesetzlichen Haftungshöchstbetrag über
steigen. Für die Errichtung dieses Haftungsfonds und 
für die Durchführung des vom Reeder zu beantragenden 
Verfahrens wegen der Haftungsbeschränkung ist ge
mäß §115 Abs. 5 das Bezirksgericht Rostock zuständig. 
Zur Kompetenz des Staatlichen Notariats gehört es, die 
Erklärung des Kapitäns über während der Reise am 
Schiff, an Personen oder an der Ladung eingetretene 
Schäden (sog? Verklarung) entgegenzunehmen (§ 135).
Mit dem SHSG, der zur Konkretisierung der §§ 128, 134 
erlassenen AO über die Aufteilung des Rettungslohnes 
vom 10. Februar 1976 (GBl. I S. 154) und den noch zu 
erwartenden Verordnungen über das Schiffregister und 
die Dispache sowie die Schiffahrtsverfahrensverordnung 
wird das Seehandelsrecht der DDR einheitlich und kom
plex geregelt sein./3/

*

Eine Reihe von Normativakten des I. Quartals trägt den 
wachsenden Anforderungen an die staatliche Leitung 
und Planung der Volkswirtschaft/4/ sowie an die Durch
setzung einheitlicher Prinzipien in der Organisation und

3' Das SHSG und seine Folgeregelungen werden in einem 
speziellen Beitrag noch eingehend erläutert werden.
4 Einige der für die Leitung und Planung der Volkswirt

schaft bedeutsamen, jedoch nur einen bestimmten Adressaten
kreis unmittelbar betreffenden Rechtsvorschriften sind im 
Gesetzblatt-Sonderdruck veröffentlicht. Erwähnt seien hier die 
AO über die Planung und Bilanzierung des Exports von An
lagen einschließlich wichtiger Zulieferungen vom 20. Januar 
1976 und die AO über Nomenklaturen für die Ausarbeitung 
des Fünfjahrplanes 1976 bis 1980 vom 23. Januar 1976 (beide 
GBl.-Sdr. Nr. 826), die AO über die materielle Anerkennung der 
Werktätigen für Einsparungen an volkswirtschaftlich wichti
gen Rohstoffen und Materialien vom 17. Februar 1976 (GBl.-Sdr. 
Nr. 833) und die AO über die Anmeldepflicht und Prüfpflicht 
auf dem Gebiet der staatlichen Qualitätskontrolle vom 20. Okto
ber 1975 (GBl.-Sdr. Nr. 803).

263


